
Kurzbericht 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen 
(28. Sitzung am 27. November 2013) 

Beratungsthemen: 

Öffentlicher Sitzungsteil 

1. Vorlagen 
 
Der Ausschuss behandelte zwei Vorlagen. 

  
2. a) Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines „Sondervermögens zum Abbau 

des Investitionsstaus durch energetische Sanierung und Infrastruktursanierung 
von Landesvermögen“ 
Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/917 
 

 b) Entwurf eines Gesetzes zur Rückführung der Nettoneuverschuldung 2013 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 17/929 
 

 Der Ausschuss führte die Beratung durch. Er empfahl dem Landtag, den Gesetzentwurf 
unter a in einer geänderten Fassung anzunehmen (Vorlage 1) und den Gesetzentwurf 
unter b abzulehnen. Die Beschlussfassung erging mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD und der Grünen, gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP und 
vorbehaltlich der Zustimmung des mitberatenden Ausschusses für Rechts- und 
Verfassungsfragen. Der Ausschuss nahm in Aussicht, die Berichterstattung in seiner 29. 
Sitzung am 4.12.2013 festzulegen. 
 

3. Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2014 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 17/576 
 
Der Ausschuss setzte die Beratung des Gesetzentwurfs fort.  

  
4. Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2014 (Haushaltsgesetz 2014 - HG 2014) 
Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/400 
 
Der Ausschuss behandelte die Änderungsvorschläge zum Haushaltsplanentwurf 2014. 
Er empfahl dem Landtag, die Einzelpläne 01 bis 20 in der Fassung der 
Änderungsvorschläge der Fraktionen der SPD und der Grünen (Vorlage 2, politische und 
technische Liste) anzunehmen. Die Beschlussfassung zu den Einzelplänen 02 bis 20 
erging mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU und der FDP. Die Beschlussfassung zu Einzelplan 01 war bereits in 
einer vorherigen Sitzung einstimmig erfolgt. 
 
Der Ausschuss behandelte zwei Vorlagen und eine Eingabe. 
 
Der Ausschuss setzte die Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes fort und 
schloss sie ab. Er empfahl dem Landtag, den Gesetzentwurf in einer geänderten Fassung 
anzunehmen (Vorlage 2). Die Beschlussfassung erging mit den Stimmen der Fraktionen 
der SPD und der Grünen, gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP und 
vorbehaltlich der Zustimmung des mitberatenden Ausschusses für Rechts- und 
Verfassungsfragen.  
 
Als Berichterstatter wurde Vors. Abg. Dr. Stephan Siemer (CDU) benannt. Der 
Ausschuss beschloss, dass auch ein mündlicher Bericht erstattet werden solle. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0917.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0929.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0576.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0001-0500/17-0400.pdf
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5. Mittelfristige Planung Niedersachsen 2013 - 2017 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 17/508 
 
Der Ausschuss nahm die Mittelfristige Planung zur Kenntnis. 

  
6. Hochschulentwicklungsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und den  

niedersächsischen Hochschulen 
Antrag der Landesregierung - Drs. 17/909 
 
Der - federführenden - Ausschuss empfahl dem Landtag, dem zwischen der 
Landesregierung und den niedersächsischen Hochschulen, vertreten durch ihre 
Präsidentinnen und Präsidenten, am 12. November 2013 unterzeichneten 
Hochschulentwicklungsvertrag in der Fassung der Drs. 17/909 zuzustimmen. Die 
Beschlussfassung erging mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der Grünen, der CDU 
und der FDP und vorbehaltlich der Zustimmung des mitberatenden Ausschusses für 
Wissenschaft und Kultur. 

  
7. Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Chancengleichheit durch Abschaffung 

und Kompensation der Studienbeiträge 
Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/741 
 
Der - mitberatende - Ausschuss schloss sich dem Beratungsergebnis des federführenden 
Ausschusses (Vorlage 36) an. Die Beschlussfassung erging mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD und der Grünen bei Stimmenthaltung der Fraktionen der CDU und der 
FDP. 

  
8. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den 

öffentlichen Gesundheitsdienst und zur Änderung von Zuständigkeitsverordnungen
Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/402 
 
Der - mitberatende - Ausschuss schloss sich dem Beratungsergebnis des federführenden 
Ausschusses (Vorlage 5) an. Die Beschlussfassung erging mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD, der Grünen, der CDU und der FDP. 

  
9. Verwaltungsabkommen zwischen Hamburg und Niedersachsen vereinbaren - 

Generalplan „Heidewasser“ umsetzen 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/163 
 
Der Ausschuss setzte den Punkt von der Tagesordnung ab. 

  

Nicht öffentlicher und vertraulicher Sitzungsteil 

10. Vorlagen 
 
Der Ausschuss behandelte eine Vorlage. 

 
 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0508.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0909.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0909.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0741.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0001-0500/17-0402.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0001-0500/17-0163.pdf

